
Bundessozialgericht

— 1 RJ 402/78 —

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

......OOIOOOOOO0.0.0.0..............l...QOICOOOOOIIIOOOO\Q

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigtez...................................
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Beklagte und Reivsionsbeklagte.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am
28. Juni 4979 nach Lage der Akten für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 160 August 1978 aufge—

hoben. Die Sache wird zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an dieses Gericht zurückverwiesen.
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Streitig ist ein Anspruch auf Witwerrente. Der 1912 ge—

borene, kriegsbeschädigte Kläger, gelernter Friseur, ist der

Witwer der am 15. Januar 4974 verstorbenen selbständigen

Friseurmeisterin und Versicherten & K .
Ihr hatte

die Beklagte ab 4. April 4973 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

gewährt. In dem unter ihrem Namen betriebenen Friseur—

geschäft arbeitete der Kläger mit. Er führt nach dem Tode

seiner Frau dieses Geschäft weiter.

Den Antrag des Klägers auf Witwerrente lehnte die Beklagte

mit der Begründung ab, der Kläger habe schon vor dem Tode

der Frau überwiegend die Einkünfte aus dem Gewerbebetrieb

erzielt (Bescheid vom 24. Juli 4974).

Im Streitverfahren hat das Landessozialgericht (LSG) unter

Aufhebung des entgegenstehenden Urteils des Sozialgerichts

(SG) diesen Bescheid bestätigt. Es ist der Auffassung, es
sei gleichgültig, wer durch seine Arbeitskraft bis zum
Tode der Versicherten den Gewinn erzielt habe. Ausschlag—

gebend sei, daß der Kläger nach dem Tode der Versicherten

seinen Unterhalt aus den Einnahmen des Eriseurgeschäfts

bestreite. Die Einkünfte aus dem Geschäft seien nach dem

Todesfall nicht wesentlich abgefallen. Da für den Kläger

durch den Tod seiner Ehefrau kein Unterhalt weggefallen sei,

sei kein Unterhaltsbeitrag der Versicherten durch die

Gewährung einer Witwerrente auszugleichen.

Gegen dieses Urteil richtet sich die vom LSG zugelassene

Revision des Klägers. Er führt aus, die Tatsache, daß das

von ihm weitergeführte Friseurgeschäft seinen Lebens—
unterhalt sicherstelle, könne mangels einer gesetzlichen

Bestimmung nicht gerichtlich überprüft werden. Anderen—
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falls hätte ausdrücklich Entsprechendes bestimmt werden

müssen. Die Tatsache, daß er besser gestellt sei als andere

Witwer, rechtfertige nicht die Ablehnung der Gewährung einer

Witwerrente.

Der Kläger beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des

Landessozialgerichts Berlin vom 16. August 1978

und des Bescheides der Beklagten vom 24. Juli 1974

kostenpflichtig zu verurteilen, ihm mit Wirkung ab

4. Februar 1974 Witwerrente zu gewähren,

hilfsweise,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache

zur erneuten Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig.

Im Termin zur mündlichen Verhandlung war für die Beteiligten

niemand erschienen. Der Senat hat hierauf beschlossen,

gemäß 5 126 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nach Lage der

Akten zu entscheiden.

II.

Die zulässige Revision ist mit ihrem Hilfsantrag auf Zurück—

verweisung der Sache an die Vorinstanz begründet.

Nach 5 1266 Abs 1 der Reichsversicherungsordnung —RVO —
($ 43 Abs 4 des Angestelltcnversicherungsgesetzes —AVG) er—
hält der Ehemann nach dem Tode der versicherten Ehefrau

WitWerrente, wenn die Verstorbene den Unterhalt ihrer

Familie überwiegend bestritten hat.
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Entgegen der Ansicht des LSG entfällt die Anwendbarkeit

dieser Vorschrift nicht dann, wenn der Witwer unter Einsatz

eines von der Versicherten ererbten Vermögens durch eine

eigene Erwerbstätigkeit Einkünfte erzielt, mit denen er
seinen Lebensunterhalt bestreiten kann. Weder Wortlaut noch

der mit ihm zu verbindende Sinngehalt lassen eine solche

Begrenzung der Anwendungsbreite des % 1266 RVO erkennen.

Da die Witwerrente — wie grundsätzlich alle Leistungen

aus der Sozialversicherung — nicht von der Bedürftigkeit

des Empfängers abhängt, wäre eine solche Begrenzung der

Vorschrift aus den vom LSG dargelegten Gründen auch unge—

wöhnlich.

Die Annahme des LSG, der Kläger werde ungerechtfertigt

besser gestellt als der Witwer, dessen Frau zuletzt ab—

hängig gearbeitet hat, geht fehl. Auch eine solche Frau

könnte ihrem Ehemann — eine entsprechende Vermögenslage

vorausgesetzt — Vermögenswerte hinterlassen, mit deren

Hilfe er sich seinen Unterhalt erwerben könnte. Daß ein

Witwer nach seiner Frau selbst dann gemäß den Vorschriften

des Erbrechts erben kann, wenn er Anspruch auf Witwerrente

hat, beruht darauf, daß nach der deutschen Rechtsordnung

Erbrecht und Sozialrecht unabhängig nebeneinander bestehen.

Im übrigen wird die vom LSG für unerträglich empfundene

Situation gerade in einem Fall der vorliegenden Art in der

Lebenswirklichkeit nur sehr selten angetroffen werden

können. Sind beide Ehegatten "vom Fach", so werden sie das

einem von ihnen gehörende Geschäft vielfach unabhängig von

der nach außen gewählten Rechtsform gemeinschaftlich be—

treiben mit der Folge, daß keiner von ihnen den Unterhalt

der Familie ”überwiegend bestritten" haben wird. Denn dann

liegt regelmäßig eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts im

Innenverhältnis vor, die bei fehlender abweichender

Bestimmung jeden Ehegatten berechtigt, von den Einkünften

aus dem gemeinsamen Geschäft die Hälfte zu erhalten (vgl

BSG SozR 2200 5 1266 Nr 1; Entscheidung des erkennenden
Senats BSGE 40, 164 : SozR 2200 5 1266 Nr 5).
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Nach @ 1266 Abs 1 BVD hängt der Anspruch des Ehemannes auf

Witwerrente davon ab, daß die Verstorbene den Unterhalt der

Familie überwiegend bestritten hat. Maßgebend für die Beur—

teilung des Anspruchs ist mithin ein Zeitpunkt oder eine

Zeitspanne bei oder vor dem Tode der versicherten Ehefrau.

Näher konkretisiert hat dies die Rechtsprechung des Bundes—

sozialgerichts (BSG). Nach ihr kommt es darauf an, ob die

Verstorbene während des letzten wirtschaftlichen Dauer—

zustandes, der ihrem Tode vorausgegangen ist, den Unterhalt

überwiegend bestritten hat (vgl BSGE 14, 129, 152 = SozR Nr 1

zu 5 1266 EVO; BSGE 51, 90, 94 = SozR Nr 7 zu 5 1266 EVO;

BSGE 54, 55, 56 : SozR Nr 11 zu 5 1266 EVO; BSGE 55, 245, 244

= SozR Nr 15 zu % 1266 RVO; BSG SozR Nr 2, 5, 4,6 zu 5 1266
RVG; Urteil des erkennenden Senats vom 15. März 1979 — 1 RA

55/78). Der letzte wirtschaftliche Dauerzustand beginnt mit

der letzten wesentlichen Änderung der wirtschaftlichen Verhält—

nisse eines Familienmitglieds mit Dauerwirkung und endet mit

dem Tode der Versicherten. Letzteres kann auch dann gelten,

wenn dem Tode der Versicherten eine Zeit der Erkrankung mit einer

dadurch. verursachten Verschlechterung der Unterhaltslage voraus—

gegangen ist. Auch eine solche Erkrankung kann, insbesondere,

wenn sie sich über einen längeren Zeitraum erstreckt hat,

den letzten wirtschaftlichen Dauerzustand prägen und deshalb

bei dessen Bestimmung nicht generell außer acht bleiben.

Im Einzelfall kann es dann, wenn die Erkrankung in ver—
hältnismäßig kurzer Zeit zum Tode geführt und somit gleicher—

maßen die Vorstufe des Todes dargestellt hat, aus Billig—

keitsgründen gerechtfertigt sein, die durch sie bewirkte

Verschlechterung der Unterhaltslage nicht als Prüfungs—

maßstab für die Voraussetzungen der Witwerrente anzulegen

und statt dessen das Ende des letzten wirtschaftlichen

Dauerzustandes auf den Beginn der zum Tode führenden

Krankheit festzulegen (vgl hierzu insbesondere BSGE 55, 245,

245 : SozR Nr 15 zu 5 1266 EVO; BSG SozR 2200 5 1266 Nr 7).

Was nun speziell die Frage des Bestreitens des über—

wiegenden Unterhalts angeht, wird das LSG außer der oben

angegebenen Entscheidung des erkennenden Senats BSGE 40, 161
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zusätzlich allgemein zu berücksichtigen haben, daß seit der

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom
24. Juli 4965 (SozR Nr 52 zu Art 5 GG) klargestellt ist,

daß hierzu auch die — nicht entlohnte — Arbeitsleistung

im Familienverband zählt.

Sowohl bei der Ermittlung des letzten wirtschaftlichen

Dauerzustandes als auch bei der Frage, ob die Verstorbene

den Familienunterhalt überwiegend bestritten hat, wird das

LSG zu prüfen haben, inwieweit die von der Beklagten

anerkannte Erwerbsunfähigkeit der Versicherten hierbei

eine entscheidende Rolle spielt.

Da das LSG in bezug auf eine Zeit vor dem Tode der Ver—

sicherten weder ausreichende tatsächliche Feststellungen

noch eine rechtliche Würdigung des S 1266 EVO vorgenommen
hat, war das angefochtene Urteil auf den Hilfsantrag des

Klägers aufzuheben und die Sache an die Vorinstanz zurück—

zuverweisen. Das LSG hat die erforderlichen Feststellungen

nachzuholen und hernach über den Anspruch des Klägers auf

Witwerrente erneut zu entscheiden.
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Die Kostenentscheidung hat der Senat der*£h■entscheidung

in der Sache vorbehalten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

